
wjetlschen Besatzungszone in Deutschland, ihren demo­
kratischen Organisationen, ihren Landtagen und in 
erster Linie von den Kräften einer im Osten entwickel­
ten einheitlichen und geschlossenen Arbeiterbewegung, 
während auf der anderen Seite sich nicht nur feudale 
und konfessionelle Tendenzen, sondern vor allem bür­
gerlich-konservative und kapitalistische Bestrebungen 
einer demokratischen Erneuerung Deutschlands hem­
mend in den Weg stellen, unterstützt von den west­
lichen alliierten Mächten.

Der „Rheinbund des Jahres 1948“ ist nicht der Trä­
ger der fortschrittlichen Ideenwelt wie z. Zt. Napo­
leons I., sondern in ihm manifestiert sich eine liberale 
und konservative Reaktion, die sich zum Ziel gesetzt 
hat, den ökonomischen status quo der kapitalistischen 
Wirtschaftsordnung aufrecht zu erhalten. Die Verhält­
nisse in Deutschland haben sich im Vergleich mit dem 
Jahre 1848 um 180 Grad gedreht, die „Heilige Allianz“ 
sitzt heute im Westen und versucht mit allen Mitteln, 
mit denen des Weststaates und eines westlichen Staa­
tenbundes, vor allem aber mit den materiellen und im­
perialistischen Mitteln des Marshall-Planes eine Bar­
riere gegen die progressiven Kräfte des deutschen 
Ostens aufzubauen.

2. Volkskongreß und Volksbegehren.
Im Volkskongreß vereinigte sich ein neues Vor­

parlament. Der Deutsche Volkskongreß beschloß die 
Wahl eines deutschen Volksrates, der das beratende 
und beschließende Organ ist, das zwischen den Ta­
gungen des Volkskongresses tätig sein soll. Der 
Deutsche Volkskongreß beschloß am 18. März 1948 die 
Durchführung des Volksbegehrens für einen Volksent­
scheid über die Einheit Deutschlands. Dieses Volks­
begehren, das in der Zeit vom 23. 5. bis 13. 6. 1948 
durch Sammlung von Unterschriften durchgeführt 
wurde, war eine Willensäußerung darüber, ob das 
deutsche Volk die Durchführung einer Volksabstim­
mung über die Einheit Deutschlands verlangt. Das 
Volksbegehren hatte folgenden Wortlaut:

„Die Unterzeichneten ersuchen die
Oberbefehlshaber der Streitkräfte 
der Vereinigten Staaten von Amerika, 
des Vereinigten Königreiches von Großbritannien, 
der Union der Sozialistischen Sowjet-Republiken 
und der Französischen Republik,

jeder in seiner Besatzungszone und auch in seiner 
Eigenschaft als Mitglied des Kontrollrats, folgendes 
Gesetz zu beschließen oder einen Volksentscheid 
darüber anzuordnen:

Gesetz über die Einheit Deutschlands
§ 1.

Deutschland ist eine unteilbare demokratische 
Republik, in der den Ländern ähnliche Rechte zu­
stehen sollen, wie sie die Verfassung des Deutschen 
Reiches vom 11. August 1919 enthielt.

§ 2.

Dieses Gesetz tritt mit seiner Verkündung in 
Kraft.“

Die Durchführung des Volksbegehrens war kein amt­
liches Wahlverfahren. Es wurde durch die Landes- und 
Kreissekretariate des Deutschen Volkskongresses und 
durch besondere Ausschüsse durchgeführt, die bei den 
Kreissekretariaten gebildet wurden und sich aus Ver­
tretern aller demokratischen Parteien und Organisa­
tionen, sowie aus Parteilosen zusammensetzten. In den 
Städten wurden Stadtausschüsse und Stadtbezirks­
ausschüsse, in den Gemeinden Ortsausschüsse tätig. 
Die amtlichen Listen der Wahlberechtigten mit dem 
Stichtag vom 13. 6. 1946 wurden von den Einwohner­
meldeämtern und Bürgermeisterämtern aufgestellt. 
Bei den Einzeichnungslisten wurden Frauen, Männer 
und Jugendliche getrennt geführt.

iV. Volksbegehren und Kontrollrat.
Die Unterzeichner des Volksbegehrens „ersuchen“ 

den Kontrollrat und die Oberbefehlshaber der vier Be­
satzungsmächte, den Gesetzentwurf entweder selbst zu

beschließen oder einen Volksentscheid darüber anzu­
ordnen. Nach der Proklamation Nr. 1 des Kontrollrates 
vom 30.8.1945 ist der Kontrollrat die oberste Regie­
rungsgewalt und gesetzgebende Gewalt in allen Ange­
legenheiten, „die Deutschland als Ganzes angehen“. An 
diese gesetzgebende Gewalt wendet sich also das Volks­
begehren in erster Linie. Hierbei werden die Prin­
zipien des verfassungsmäßigen Volksbegehrens mit 
dem außerverfassungsmäßigen verbunden. Erläßt der 
Alliierte Gesetzgeber das Gesetz nicht selbst, so wird 
gefordert, daß der Kontrollrat oder die Zonenbefehls­
haber als Regierungsgewalt einen Volksentscheid über 
den Gesetzentwurf anordnen sollen. Das würde be­
deuten, daß der Kontrollrat, die ihm z. Zt. zustehende 
Gesetzgebungsgewalt für Deutschland für diesen wich­
tigen Fall dem deutschen Volke überträgt.

Das Gesetz ist seinem Inhalte nach eigentlich nur 
ein Postulat, eine Forderung oder Richtlinie, da die 
Deutsche Republik mit seiner Verkündung (die nur 
der Kontrollrat vornehmen könnte) noch nicht konsti­
tuiert ist, und da es auch deshalb nicht unmittelbar 
wirksam werden kann, weil die Rechte der Länder 
noch näher zu bestimmen wären. Das Gesetz würde 
eine Richtlinie sein für den Verfassungsgesetzgeber. 
Die Annahme des Gesetzentwurfes durch den Kontroll­
rat oder durch Volksentscheid würde weitere Schritte 
erforderlich machen, nämlich die Ausschreibung von 
Wahlen zu einer verfassungsgebenden Deutschen Na­
tionalversammlung. Die Ablehnung des Erlasses des 
Gesetzes oder der Anordnung eines Volksentscheides 
durch den Kontrollrat ist eine schwerwiegende poli­
tische Entscheidung, denn sie würde bezeugen, daß der 
Kontrollrat sich mit den demokratischen Grundsätzen 
der Potsdamer Beschlüsse und mit dem demokratischen 
Selbstbestimmungsrecht des deutschen Volkes in Wi­
derspruch setzt. Die Ablehnung würde dem Kontroll­
rat die Verpflichtung auferlegen, die Lösung der deut­
schen Frage selbst in Angriff zu nehmen oder aber 
vor der öffentlichen Meinung der Welt und Deutsch­
lands die schwere Verantwortung für eine voraussicht­
lich länger dauernde Spaltung Deutschlands zu tragen.

V. Die Souveränität des Deutschen Staates und das 
Selbstbestimmungsrecht des deutschen Volkes.

Das Volksbegehren stellt die Frage nach dem Träger 
der deutschen Souveränität in einem Augenblick, da die 
Proklamation Nr. 1 praktisch dadurch hinfällig gewor­
den ist, daß die alliierten Westmächte in letzter Zeit 
eine Politik getrieben haben, mit der sie sich der ge­
samtdeutschen Aufgabe entzogen und die im Pots­
damer Abkommen niedergelegten Grundsätze verletzt 
haben. Von dem negativen Ausgang der Londoner Kon­
ferenz im Dezember 1947 über die Frankfurter Be­
schlüsse vom 8.1.1948 und die Aufstellung eines Bi- 
zonalen Statutes bis zu dem kürzlich enthüllten Be­
satzungsstatut für Westdeutschland, in dem die Staats­
gewalt eines zukünftigen Weststaates nicht vom deut­
schen Volke ausgeht, sondern von den alliierten West­
mächten abgeleitet wird, ist ein eindeutiger Bruch mit 
den Grundsätzen des Potsdamer Abkommens festzu­
stellen und damit dem Kontrollrat die Grundlage ent­
zogen worden, die gesamtdeutsche Souveränität für 
sich in Anspruch zu nehmen. Das sowjetische Memo­
randum vom 20.3.1948 hat deshalb bereits klar und 
eindeutig festgestellt, daß der Kontrollrat „faktisch 
zerstört sei“. Hat aber der Kontrollrat aufgehört, Trä­
ger der Souveränität des Deutschen Staates zu sein, 
so kann das deutsche Volk einer solchen Entwicklung 
nicht tatenlos Zusehen und nicht damit einverstanden 
sein, daß die deutsche Staatsgewalt wie ein Wrack 
hilflos auf den Wellen dahintreibt. Es ist vielmehr 
höchste Verpflichtung des deutschen Volkes, sein 
Schicksal in die eigene Hand zu nehmen, seine Volks­
souveränität und sein Selbstbestimmungsrecht in die­
sem Augenblick geltend zu machen. Es ist das Ver­
dienst des Volkskongresses und des Volksbegehrens, 
diesen Anspruch nachdrücklichst angemeldet zu haben.

VI. Das deutsche Selbstbestimmungsrecht 
und das Völkerrecht.

Dieser Schritt ist nicht nur politisch, sondern 
auch staatsrechtlich und völkerrechtlich durchaus 
gerechtfertigt. Über die Frage, ob ein deutscher 
Staat noch existiert, gibt es mehrere wissenschaft­
liche Auffassungen. Prof. Hans K e l s e n ,  d e r
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